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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


1 . Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Susset den ruinösen Angebotsdruck bei Obst- und 

Gemüsekonserven aus Drittländern so abzu- 
sichern, daß die Konservenindustrie und die 
von der Konservenindustrie abhängigen Obst- 
und Gemüseerzeuger nicht noch mehr Markt- 
anteile verlieren? 


2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in Brüssel 
Susset dafür einzutreten, daß die durch währungs- 

politische Maßnahmen verursachte Wettbe- 
werbsverzerrung auf dem Konservenmarkt 
durch einen wirksamen Grenzausgleich wenn 
nicht beseitigt, so doch verringert wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


3. Abgeordneter Wie hoch ist der Wert der Leistungen der 
Dr. Riedl Bundeswehr für die Olympischen Spiele 1972 

(München) in München zu veranschlagen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


4. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
Niegel gang beim Grenzübergang Gutenfürst, wonach 

eine Reisende von „DDR "-Beamten 14 Stunden 
lang wegen eines in einem als „DDR" -Erzeug- 
nis klassifizierten Pelzmantels eingenähten 
westdeutschen Firmenetiketts festgehalten 
wurde und nur freigelassen wurde mit der 
Auflage, den Pelzmantel in die „DDR" zu 
schicken, andernfalls die Angehörigen haftbar 
gemacht würden, im Hinblick auf den Inter- 
zonenhandel und auf die derzeit laufenden 
Verhandlungen mi der „DDR"? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


5. Abgeordneter Wie will die Bundesregierung den medizi- 
Dr. Hammans nisch-technischen Assistenten die Fachhoch- 
schulreife zuerkennen, wie der Parlamenta- 
rische Staatssekretär Dr. von Dohnanyi auf 
dem Technikerkongreß 1971 am 29. Oktober 
1971 in Bonn-Bad Godesberg erneut bekräf- 
tigte, wenn, wie am 19. Juli 1971 dem Regie- 
rungsentwurf entsprechend und nach Ein- 
schaltung des Vermittlungsausschusses die 
Regierungskoalition für die MTA eine Aus- 
bildungszeit von zwei Jahren beschloß, aber 
etwa 700 Stunden für allgemeinbildenden 
Unterrichtsstoff zusätzlich für die Fachhoch- 
schulreife erforderlich sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


6. Abgeordneter 

Würtz 


7. Abgeordneter 

Würtz 


8. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


9. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die in 
§21 Abs. 1 des Personenstandsgesetzes gefor- 
derte Angabe des Berufs der Eltern bei der 
Geburtsanzeige eines Kindes wegen der in 
unserer Gesellschaft immer stärker zunehmen- 
den beruflichen Mobilität zu Schwierigkeiten 
führt? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Abhilfe zu schaffen? 

Wann kann das Ergebnis der Untersuchungen 
der Bund-Länder-Kommission zur individuel- 
len Ämterbewertung dem Deutschen Bundes- 
tag zur Kenntnis gebracht werden? 

Wird die Bundesregierung dem mit Beschluß 
des Deutschen Bundestages vom 3. März 1971 
angenommenen Antrag des Innenausschusses 
(Drucksache VI/ 1885) nachkommen, wonach 
zum 1. Januar 1972 eine Vereinheitlichung 
und Anpassung des Reise- und Umzugskosten- 
rechts sowie des Beihilferechts herbeizuführen 
ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


10. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Spezialisierung 
Wolfram von Staatsanwaltschaften auf Delikte der Um- 

weltverschmutzung — wie z. B. in Hessen — 
für einen nachahmenswerten Beitrag zur Un- 
terstützung der diesbezüglichen Maßnahmen 
der Bundesregierung? 
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11. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die 

Wolfram anderen Bundesländer und evtl, auch die 

EWG-Mitgliedstaaten zu ähnlichen Maßnah- 
men zu veranlassen? 

12. Abgeordneter Waren für das Ausscheiden des Staatssekre- 

Dr. Wittmann tärs im Bundesjustizministerium, Dr. Hermann 

(München) Maassen, auch andere als gesundheitliche 

Gründe maßgebend? 

13. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die im 

Dr. Apel Beschluß des Landgerichts Köln vom 20. Ok- 

tober 1971 in der Strafsache Andreas Christo- 
donlidis aufgestellte Behauptung, daß nach 
dem bisherigen Ermittlungsergebnis große 
Wahrscheinlichkeit für die Annahme besteht, 
daß die „Demokratische Verteidigung 11 eine 
kriminelle Vereinigung im Sinne von § 129 
StGB ist? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
„Demokratische Verteidigung 11 eine Vereini- 
gung von hervorragenden griechischen Patrio- 
ten und Demokraten innerhalb und außerhalb 
des Landes ist, die sich das Ziel gesetzt hat, 
Griechenland auf den Weg der Rückkehr zur 
parlamentarischen Demokratie zu führen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


15. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
Kaffka — wie in einer Anzeige des HUK- Verbandes 

behauptet wird — das Bundesaufsichtsamt für 
das Versieh erungs- und Bausparwesen die 
Kfz- Versicherer für die am 1. August 1971 er- 
folgte Prämienei höhung angewiesen hat, auch 
von den Versicherungsnehmern, die ihre ver- 
traglich vereinbarte Leistung (nämlich die 
Zahlung der Jahresprämie für eine über den 
1. August hinausreichende Versicherungspe- 
riode) bereits erbracht hatten, anteilig die er- 
höhte Prämie zu verlangen? 

Hat die Bundesregierung auf Grund des Gut- 
achtens des Forschungsinstituts für Wirt- 
schaftspolitik an der Universität Mainz über 
„Möglichkeiten zur Verstärkung des Wettbe- 
werbs im Bereich der Kfz-Versicherung" die 
Absicht, die Genehmigungspflicht in der Kfz- 
Versicherung aufzuheben, um damit auch in 
dieser Sparte jegliche Ansätze zu einer staat- 
lichen Preisbildung oder die Vermutung einer 
solchen Handhabung für die Zukunft auszu- 
schließen? 


16. Abgeordneter 

Kaffka 


14. Abgeordneter 

Dr. Apel 
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17. Abgeordneter 

Meinike 

(Oberhausen) 


18. Abgeordneter 

Meinike 

(Oberhausen) 


19. Abgeordneter 

Franke 

(Osnabrück) 


20. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


21. Abgeordneter 

Dr. Meinecke 
(Hamburg) 


22. Abgeordneter 

Dr. Meinecke 
(Hamburg) 


23. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die An- 
kündigung der Ruhrkohle- A. G. (RAG), durch 
organisatorische Änderungen den Konzern neu 
zu gliedern? 

Hält die Bundesregierung die angekündigten 
Maßnahmen für besonders geeignet, Rationa- 
lisierungswirkungen im Bereich der Ruhrkohle 
zu erzielen? 

Hat die Bundesregierung die Absicht, beson- 
dere Strukturförderungsprogramme auch für 
monostrukturierte Räume, wie z. B. Georgs- 
marienhütte, Landkreis Osnabrück, in der in- 
folge der Situation in der Stahlindustrie 1000 
bis 1500 Arbeitsplätze gefährdet sind, auszu- 
arbeiten, um in diesen Gebieten bessere Chan- 
cen bei der Neuschaffung von Arbeitsplätzen 
und bei Erhaltung ihrer Wirtschaftskraft zu 
ermöglichen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, einen Konkurrenzkampf der Mitglied- 
staaten der EWG untereinander durch den 
Abschluß von Handels- und Kooperationsver- 
trägen auf wirtschaftlichem, technologischem 
und wissenschaftlichem Gebiet mit dem Ost- 
block bzw. mit Staaten des Ostblocks im In- 
teresse der Kooperation und der Harmonisie- 
rung der Außenhandelspolitik der EWG zu 
verhindern? 

Sind der Bundesregierung die merkwürdigen 
Werbemethoden mehrerer sogenannter Frei- 
zeitbibliotheken bekannt, die unter dem Stich- 
wort „Sweepstake" angebliche Gewinnlos- 
nummern versenden, damit gleichzeitig den 
Teilnehmer zu für ihn kaum übersehbaren 
Buchbestellungen animieren, ohne jedoch be- 
reit zu sein, Gewinnverteilungspraxis zu of- 
fenbaren (siehe Zeitschrift „test", 6. Jahrg., 
Oktober 1971)? 


Wird die Bundesregierung die Frage prüfen, 
ob im Rahmen der Verwirklichung der Ziel- 
setzungen der Verbraucherpolitik (Drucksache 
VI/2724 Ziffer II und III, Absatz 7.1) durch 
Gesetzes- oder Verfahrensänderungen derar- 
tige irreführende Werbemaßnahmen straf- 
rechtlich wirkungsvoller als bisher verfolgt 
werden können? 

Aus welchen Gründen konnte bisher kein Er- 
gebnis der von der Bundesregierung in ihrer 
in der Fragestunde am 2. Dezember 1970 er- 
teilten Antwort zugesagten Prüfung erzielt 
werden, ob ausländische Jugendgruppen, die 
mit Omnibussen in das Bundesgebiet einrei- 
sen, von der Umsatzsteuer befreit werden 
können? 
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24. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, dem Deutschen 
Dr. Arndt Bundestag eine Änderung des Umsatzsteuer- 

(Hamburg) gesetzes vorzuschlagen, wenn die Befreiung 

von der Umsatzsteuer bei förderungswürdigen 
internationalen Jugendbegegnungen am 
Widerstand der diese Steuer verwaltenden 
Länder scheitern sollte? 

Welche Änderungen beim Anteil der Einkom- 
mensteuer ergeben sich bei den verschiedenen 
Größenklassen der Gemeinden, wenn der Be- 
rechnungssockel ab 1. Januar 1972 für den 
Gemeindeanteil an der Einkommensteuer von 
8000 DM für Ledige und 16 000 DM für Ver- 
heiratete auf 80 000 DM bzw. 160 000 DM er- 
höht wird? 

Ist die Bundesregierung bereit, Maßnahmen 
zu ergreifen, um eine Benachteiligung der 
kleineren und darunter der besonders finanz- 
schwachen Gemeinden zu verhindern? 

27. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, eine No- 

Cramer veile zum Bundesentschädigungsgesetz (BEG) 

dem Deutschen Bundestag vorzulegen, wo- 
durch die durch Beschluß des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 23. März 1971 für verfas- 
sungswidrig erklärte Stichtagsregelung in 
§ 150 Abs. 2 BEG behoben wird? 

28. Abgeordneter Stimmen Pressemeldungen, wonach die Deut- 

Spilker sehe Bundesbank die Prägezahl der 10-Mark- 

Olympia-Münzen auf 100 Millionen erhöht 
hat? 


Wenn nein, ist die Bundesregierung bereit, 
die Deutsche Bundesbank zu bitten, die Präge- 
zahl der I0-Mark-Olympia-Münzen auf 90 
Millionen oder gar 100 Millionen Stück zu 
erhöhen? 


30. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Dr. Aigner staatliche Monopolgesellschaft zum Vertrieb 

von Spiritus dadurch nachhaltig zur Umwelt- 
verschmutzung beiträgt, daß sie seit etwa 
einem Jahr den Vertrieb auf Einwegflaschen 
umgestellt hat (bei kräftiger Preiserhöhung) 
und Spiritusflaschen nicht mehr zurücknimmt? 

31. Abgeordneter Wie verträgt sich diese Maßnahme der staat- 

Dr. Aigner liehen Monopolgesellschaft mit der vom Bun- 

desminister des Innern am 29. September 1971 
im Deutschen Bundestag (134. Sitzung) erho- 
benen Forderung nach „umweltfreundlichen" 
Verpackungsmitteln, nachdem hier auch kein 
Wettbewerbsdruck vorliegt? 


29. Abgeordneter 

Spilker 


26. Abgeordneter 

Dr. Fuchs 


25. Abgeordneter 

Dr. Fuchs 
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32. Abgeordneter 

Storm 


33. Abgeordneter 
Storm 


34. Abgeordneter 

Schmidt 

(München) 


35. Abgeordneter 
Schmidt 
(München) 


36. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


37. Abgeordneter 

Dr. Jobst 


Treffen Darstellungen in den „Lübecker Nach- 
richten", Ausgabe Ostholstein-Nord, vom 
12. September 1971 zu, wonach aus zollrecht- 
lichen Gründen eine Einfuhr von bestimmten 
Erzeugnissen aus Dänemark in die Bundes- 
republik Deutschland erheblich billiger sei, 
wenn diese Erzeugnisse zunächst nach Holland 
exportiert und dann von dort in die Bundes- 
republik Deutschland importiert werden, als 
wenn sie direkt von Dänemark in die Bundes- 
republik Deutschland importiert werden wür- 
den? 

Falls diese Darstellung zutrifft, kann die Bun- 
desregierung dann sagen, was sie unternom- 
men hat, um eine einheitliche zollmäßige Be- 
handlung durch EWG-Mitgliedstaaten herbei- 
zuführen? 

Hat die Bundesregierung Anhaltspunkte da- 
für, daß ausländische Arbeitskräfte in der 
Bundesrepublik Deutschland mit der Lohn- 
steuerrückzahlung schlechter zurecht kommen, 
als ihre deutschen Kollegen und prozentual 
weniger Anträge stellen als diese? 

Ist die Bundesregierung bereit, um den aus- 
ländischen Arbeitskräften die Antragstellung 
zu erleichtern, darauf hinzuwirken, daß An- 
tragsformulare zur Verfügung stehen, in denen 
der deutsche Text auch in der Sprache der 
wichtigsten Herkunftsländer wiederholt wird? 

Trifft es zu, daß auf Verfügung des Finanz- 
ministeriums an der deutsch-niederländischen 
Grenze im Raum der Kreise Kleve, Geldern 
und Kempen-Krefeld sieben Zollämter für die 
Abfertigung von Gütern geschlossen werden, 
so daß dann für die gewerbliche Wirtschaft 
des Raumes erhebliche Nachteile entstehen? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung Über- 
legungen anstellt, die Sonderabschreibung bei 
Investitionen in Berlin und im Zonenrandge- 
biet abzuschaffen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


38. Abgeordnete Ist der Bundesregierung bekannt, daß Sozial- 
Frau Kalinke versicherungsträger, auch Angestelltenersatz- 
kassen, erhebliche Darlehen an Ostblockstaa- 
ten gewährt haben? 


39. Abgeordnete 

Frau Kalinke 


Wie stellt sich die Bundesregierung zu der 
Darlehensgewährung von Sozialversicherungs- 
trägern an Fremdstaaten? 
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40. Abgeordneter 

Bredl 


41. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 


42. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 


43. Abgeordneter 

Röhner 


44. Abgeordneter 

Röhner 


45. Abgeordneter 

Dr. Enders 


46. Abgeordneter 

Dr. Enders 


Trifft es zu r daß die Zivildienstleistenden im 
Gegensatz zu Wehrdienstleistenden keinen 
Anspruch auf Sonderurlaub für Maßnahmen 
der politischen Bildung haben? 

Ist die Bundesregierung bereit, eine Gesetzes- 
vorlage einzubringen, die Arbeitnehmern, 
welche ohne eigenes Verschulden arbeitslos 
geworden sind, über die Arbeitslosenunter- 
stützung hinaus die Fortführung von vermö- 
genswirksamen Anlagen durch zusätzliche 
Zahlung von 52 DM ermöglicht, um zu ver- 
hindern, daß diese durch Wegfall einer sozial- 
politisch erwünschten und begünstigten Form 
der Eigenvorsorge in der Zeit der Arbeits- 
losigkeit zusätzliche Beeinträchtigungen er- 
fahren? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Hinblick 
auf steigende Arbeitslosenziffern die erforder- 
liche Regelung unverzüglich in Angriff zu 
nehmen, um damit zugleich einen zusätzlichen 
Anreiz zu begünstigten Sparleistungen zu 
bieten? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die ver- 
mögenswirksame Leistung eines Arbeitgebers 
nach dem 624-DM-Gesetz für Schwerkriegs- 
beschädigte, die Berufsschadensausgleich be- 
ziehen, als Einkommen angerechnet und von 
der Rente abgezogen wird? 

Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
bei einer Novellierung des Dritten Vermö- 
gensbildungsgesetzes eine Besitzstandsklausel 
für Schwerkriegsbeschädigte und andere Be- 
zieher einkommensabhängiger Sozialleistun- 
gen eingebaut werden kann, und wann ist mit 
einer solchen Novellierung zu rechnen? 

Kann die Bundesregierung Auskunft erteilen, 
in welchem Maße bisher Männer und Frauen 
von der Vorsorgeuntersuchung Gebrauch 
machten? 

Müssen nach Ansicht der Bundesregierung 
bessere Voraussetzungen geschaffen werden, 
damit ein größerer Prozentsatz von Männern 
und Frauen die Vorsorgeuntersuchung in An- 
spruch nimmt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


47. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Nachrichten in 
Vogt verschiedenen Zeitungen über skandalöse Zu- 

stände und mysteriöse Todesfälle in privaten 
Altenheimen bestätigen? 
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48. Abgeordneter 

Vogt 


49. Abgeordneter 

Löffler 


50. Abgeordneter 

Löffler 


51. Abgeordneter 

Flämig 


52. Abgeordnete 

Frau Stommel 


53. Abgeordnete 

Frau Stommel 


54. Abgeordneter 

Niegel 


Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
nach geltendem Recht jedermann ohne An- 
sehen von Person und Qualifikation ein Alten- 
heim eröffnen kann, die zuständigen Gemein- 
debehörden „für ein paar Mark" — wie es in 
Pressemeldungen heißt — einen Gewerbe- 
schein für die Eröffnung eines Altenheimes 
ausstellen und die sog. Heimverordnungen 
keine ausdrückliche und regelmäßige Über- 
wachungspflicht der Behörden vorsehen? 

Gibt es wissenschaftliche Verfahren, durch 
die möglichst schnell der Rückstand von Wirk- 
stoffen im Fleisch nachgewiesen werden kann? 

Wäre die Bundesregierung im Falle einer 
bejahenden Antwort zu Frage 49 bereit, ein 
solches Verfahren gesetzlich einzuführen, z. B. 
wie bei der Trichinenbeschauung? 

Genügt es, auf Speisekarten in öffentlichen 
Lokalen den Vermerk anzubringen: „In unse- 
rem Hause werden keine anderen als die amt- 
lich zugelassenen Färb- und Konservierungs- 
stoffe bei der Zubereitung der Speisen ver- 
wandt", oder ist es auf Grund der gesetzlichen 
Bestimmungen vorgeschrieben, daß jede ein- 
zelne Speise, die mit Färb- oder Konservie- 
rungsstoffen behandelt wurde, durch Zahlen 
oder sonstige Vermerke deutlich gekennzeich- 
net sein muß? 

Trifft es zu, daß der Nikotingenuß von he'ran- 
wachsenden Schülern in der Bundesrepublik 
Deutschland steigt, und wie beurteilt die Bun- 
desregierung diesen Sachverhalt angesichts 
einer Fülle neuer, wissenschaftlich einwand- 
frei erwiesener Zusammenhänge zwischen 
Rauchen und Gesundheitszerstörung? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei den Län- 
dern dafür einzutreten, daß die Kultusverwal- 
tungen angesichts der aktuellen wissenschaft- 
lichen Einsichten über die schädlichen Wirkun- 
gen des Rauchens auf den Organismus sowie 
der erwiesenen Prädisposition des jugendli- 
chen Rauchers für Haschisch-Konsum die Be- 
reitstellung von „Rauchzimmern" in öffent- 
lichen Schulen auch gegen einen zu erwarten- 
den Widerstand der Heranwachsenden rück- 
gängig machen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die „Im- 
portbeschränkungen" bei Milchtankwagen 
durch italienische Behörden, welche Schritte 
hat sie dagegen unternommen, und hat sie der 
italienischen Regierung zu verstehen gegeben, 
daß die Bundesrepublik Deutschland als Groß- 
abnehmer von italienischem Obst und Gemüse 
entsprechende Hygiene- und Pflanzenschutz- 
bestimmungen sehr intensiv auslegen kann? 
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Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


55. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, nach denen es der 

Wohlrabe sowjetischen Fluggesellschaft Aeroflot erlaubt 

ist im Gegensatz zur Darstellung von Bundes- 
minister Leber, Passagiere und Fracht auf der 
Linie Moskau — Frankfurt — Moskau für die 
Teilstrecke vom Ost-Berliner Flughafen 
Schönefeld nach Frankfurt in beiden Richtun- 
gen zuladen zu dürfen? 

56. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung gegen eine 

Wohlrabe mögliche Aushöhlung des Flugmonopols der 

West-Alliierten, die als einzige den freien 
Zugang nach West-Berlin gewährleisten, zu 
tun? 

57. Abgeordneter Wie hoch ist der derzeitige Personalfehlbe- 

Becker stand an Ingenieuren bei der Deutschen Bun- 

(Nienberge) desbahn und der Deutschen Bundespost? 

58. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Angaben über Maß- 

Becker nahmen zum Abbau dieses Fehlbestands ma- 

(Nienberge) chen? 

59. Abgeordneter Welche Maßnahmen kann die Bundesregie- 

Dr. Schmitt- rung im Hinblick auf berechtigte Klagen aus 

Vockenhausen der Bevölkerung treffen, damit die Vorrich- 

tungen zur Vermeidung von Lärm- und Abgas- 
belästigungen an Fahrzeugen der Alliierten 
den deutschen Vorschriften, die im Rahmen 
des Umweltschutzes bereits getroffen oder 
schon geplant sind, entsprechen? 

In welcher Höhe und unter welchen Bedin- 
gungen werden vom Bundesverkehrsministe- 
rium Zuschüsse für die Errichtung von Gleis- 
anlagen zur Ansiedlung von Industrie in Ge- 
meinden und Städten gewährt? 

Auf welche Weise beabsichtigt die Bundes- 
regierung, den notwendigen Finanzbedarf für 
die Anlage von Industriegeleisen bei der In- 
dustrieansiedlung als Maßnahme der Struktur- 
verbesserung sicherzustellen? 

62. Abgeordneter Inwieweit ist der von der Bundesregierung 
Dr. Müller- vorgelegte Entwurf eines Gesetzes über die 

Hermann weiere Finanzierung von Maßnahmen zur Ver- 

besserung der Verkehrsverhältnisse der Ge- 
meinden und des Bundesfernstraßenbaus Be- 
standteil des von ihr seit langem für den 
Herbst 1971 angekündigten Gesamtkonzepts 
für den innerstädtischen Verkehr? 


61. Abgeordneter 

Picard 


60. Abgeordneter 

Picard 
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63. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 


64. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


65. Abgeordneter 

Meister 


66. Abgeordneter 

Meister 


67. Abgeordneter 

Wende 


68. Abgeordneter 

Wende 


69. Abgeordneter 

Kater 


70. Abgeordneter 

Kater 


Wird die Bundesregierung dem Deutschen 
Bundestag dieses Gesamtkonzept vor der ab- 
schließenden Beratung des Gesetzentwurfs 
über die weitere Finanzierung von Maßnah- 
men zur Verbesserung der Verkehrsverhält- 
nisse der Gemeinden und des Bundesfern- 
straßenbaus vorlegen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung zur schnellen Schaffung neuer, geeigne- 
terer Vorschriften, nachdem am 28. /29. Okto- 
ber 1971 in Offenbach erneut auf einem Tank- 
schiff drei Menschen ums Leben gekommen 
sind, um eine Gesprächsrunde in Gang zu 
bringen, in der der Bund, die Länder, der 
Bundesverband der chemischen Industrie, die 
Gewerkschaften und die zuständigen Berufs- 
genossenschaften nach Lösungen zur Vermei- 
dung künftiger Tankerbrände suchen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Entscheidung für eine südliche Trassierung der 
B 36 im Raum Karlsruhe deswegen gefällt 
werden mußte, da die Arbeiten in Rheinland- 
Pfalz so weit fortgeschritten sind, daß eine 
andere Trassierung in Baden-Württemberg 
grundsätzlich ausgeschlossen werden mußte? 

Hält die Bundesregierung in diesem Fall die 
Schaffung von vollendeten Tatsachen für rich- 
tig, oder ist die Bundesregierung in diesem 
Fall nicht mehr in der Lage, ihre Kompetenzen 
zu vertreten? 

Trifft es zu, daß Fernmeldeämter wegen eines 
zeitraubenden Überweisungssystems von Ban- 
ken und Sparkassen von Fernsprechanschluß- 
inhabern Mahngebühren fordern müssen, ob- 
wohl die Gebühren fristgerecht angewiesen 
wurden? 

Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, wie groß der Anteil derjenigen Fern- 
sprechkunden der Deutschen Bundespost ist, 
die sich, nicht zuletzt um die in der vorgenann- 
ten Frage geschilderten Ärgernisse zu ver- 
meiden, des Abbuchungsverfahrens bedienen? 

Welches sind die Gründe dafür, daß die Deut- 
sche Bundespost ab diesem Jahr nicht mehr 
die obligatorische Rückgabe alter Telefon- 
bücher bei der Neuausgabe von Telefon- 
büchern verlangt? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu veran- 
lassen bzw. zu tun, um die durch die Nicht- 
rückgabe von Telefonbüchern entstehenden 
Probleme bei der Altpapierbeseitigung in den 
Einzugsgebieten von Mülldeponien, Müllzer- 
kleinerungs- oder Müllverbrennungsanlagen 
zu lösen? 


11 



Drucksache Vl/2792 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


71. Abgeordneter Ist die Meldung der „Welt" vom 3. November 

Dr. Jobst 1971 zutreffend, daß die Bundesregierung auf 

den Hinweis des Senders Freies Berlin, die 
Stadt als Nachrichtenbrücke für den Austausch 
von Farbfernsehprogrammen zwischen der 
„DDR" und der Bundesrepublik Deutschland 
zu benutzen, wobei auf die bereits bestehen- 
den technischen Einrichtungen, die leicht zu 
vervollständigen seien, verwiesen wurde, 
keine Antwort gegeben habe, und wie recht- 
fertigt bejahendenfalls die Bundesregierung 
den zusätzlichen Aufwand, der durch einen 
entsprechenden Neubau in Celle verursacht 
wird? 


72. Abgeordneter 

Schmidt 

(Braunschweig) 


Ist die Bundesregierung bereit, die betreffen- 
den Dienststellen zu veranlassen, Altershei- 
men, Altentagesstätten und ähnlichen Einrich- 
tungen bei Antrag auf Einrichtung von öffent- 
lichen Münzfernsprechern den Vorrang zu 
geben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


73. Abgeordneter 

Dr. Weber 
(Köln) 


74. Abgeordneter 

Dr. Althammer 


75. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


76. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


Hält es die Bundesregierung bei den vielen, 
noch vor Inkrafttreten des neuen Mietrechts 
ausgesprochenen Kündigungen nicht für er- 
forderlich, alle Mieter über die neuen ge- 
setzlichen Bestimmungen durch eine Mietfibel, 
die den Gesetzestext und Erläuterungen ent- 
hält, zu unterrichten? 

In welcher Weise hat das Bundesministerium 
für Städtebau und Wohnungswesen zur Finan- 
zierung der Illustrierten V-illustriert Nr. 2/ 
1971 des SPD-parteieigenen Neuen Vorwärts- 
verlages Nau & Co. beigetragen? 

Ist der Bundesminister für Städtebau und 
Wohnungswesen bereit, entsprechend der Ini- 
tiative des Landes Baden-Württemberg alle 
besser verdienenden Bundesbediensteten, die 
eine besonders preisgünstige Bundesbedien- 
stetenwohnung innehaben, aufzufordern, diese 
für einkommensschwächere Bundesbedienstete 
freizumachen, wenn ihnen dafür eine ihren 
Einkommensverhältnissen entsprechende Bun- 
desbedienstetenwohnung angeboten wird? 

Wenn dies der Fall sein sollte, ist der Bundes- 
minister für Städtebau und Wohnungswesen 
bereit, eventuelle positive Erfahrungen aus 
einer solchen Aktion zur Grundlage gleich- 
artiger oder ähnlicher Bemühungen zur Lösung 
des Fehl- und Unterbelegungsproblems der 
öffentlich geförderten Sozialwohnungen zu 
machen, das der Minister nach übereinstim- 
menden Presseberichten „begraben" hat? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


77. Abgeordneter 

Breidbach 


78. Abgeordneter 

Breidbach 


79. Abgeordneter 

Schedl 


80. Abgeordneter 

Schedl 


81. Abgeordneter 

Werner 


Trifft die Meidling des „Handelsblatts“ vom 
26. Oktober 1971 zu, nach der die Bundes- 
regierung beabsichtigt, die im Gegensatz zu 
ihren wiederholt gemachten Ankündigungen 
rückläufigen Entwicklungshilfeleistungen zu 
verschleiern, indem sie sich im Rahmen des 
Development Assistance Committee (DAC) 
dafür einsetzt, daß in Zukunft Verwaltungs- 
und Personalkosten als öffentliche Entwick- 
lungshilfe in der Statistik ausgewiesen wer- 
den? 

Wie vertritt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß die Bundesrepublik Deutschland 
im Vergleich mit anderen DAC-Ländern weni- 
ger öffentliche Entwicklungshilfe mit mehr 
Verwaltungskosten leistet, wie aus der DAC- 
Statistik hervorgeht, nach der die Bundes- 
republik Deutschland mit ihren Entwicklungs- 
hilfeleistungen an achter Stelle rangiert, bei 
den Verwaltungskosten dagegen an vierter? 

* 

Wie ist es mit den strukturpolitischen und 
konjunkturpolitischen Vorstellungen der Bun- 
desregierung vereinbar, daß der Bundesmini- 
ster für wirtschaftliche Zusammenarbeit in 
einem Begleitschreiben in Zusammenhang mit 
einer Umfrage der Planungsgruppe Ritter bei 
deutschen Firmen über Möglichkeiten der 
Übertragung arbeitsintensiver Technologien 
in Entwicklungsländer vom 21. Juli 1971 
(II B 5 - K 8166-98/71) folgendes ausführt: „Die 
in Ansätzen schon vorhandene Kooperation 
deutscher Industrieunternehmen mit geeigne- 
ten Firmen in Entwicklungsländern beabsich- 
tige ich systematisch zu fördern. Diese Zu- 
sammenarbeit soll beiden Partnern dienen, 
indem arbeitsintensive Technologien bzw. Fer- 
tigungen, die wegen der Kosten- und Arbeits- 
marktsituation m der Bundesrepublik Deutsch- 
land in absehbarer Zeit nicht mehr zum Zuge 
kommen können, in Entwicklungsländer ver- 
lagert werden, um dort zur Verbesserung der 
Beschäftigungslage und zur weiteren Indu- 
strialisierung beizutragen . . . "? 

Welche strukturpolitischen Absichten verbin- 
det die Bundesregierung mit der in ihrem 
Schreiben in Aussicht gestellten „Verlage- 
rung“ arbeitsintensiver Industrien in Entwick- 
lungsländer? 

Welchen Einfluß wird die konjunkturpolitische 
Entwicklung auf Kosten- und Arbeitsmarkt- 
situation arbeitsintensiver Betriebe in der 
Bundesrepublik Deutschland haben? 
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82. Abgeordneter In welcher Form beabsichtigt die Bundesregie- 
Wemer rung, die Zusammenarbeit deutscher Industrie- 

unternehmen mit Firmen in Entwicklungslän- 
dern „systematisch zu fördern"? 


Geschäftsbereich des Bundeskan2lers und 
des Bundeskanzleramtes 


83. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung der in der sozial- 
Reddemann demokratischen Wochenzeitung „Vorwärts" 

(Ausgabe vom 4. November, Seite 18 „Stich- 
wort .Schreibtischtäter', Springers Nachbeter: 
Wie sie hetzen, wie sie denunzieren") ge- 
äußerten Ansicht zu, der Bundeskanzler habe 
mit der abwertenden Bemerkung „Schreibtisch- 
täter" u. a. die Publizisten Peter Boenisch, 
Klaus Blume, Dieter Cycon, Hans Habe, Her- 
bert Kremp und Dietrich Meyer-Ranke ge- 
meint? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


84. Abgeordneter Haben von albanischer Seite Initiativen die 

Dr. Riedl Bundesregierung erreicht, in denen ein Inter- 

(München) esse an der Aufnahme diplomatischer Bezie- 

hungen angedeutet wurde, und wie hat die 
Bundesregierung darauf reagiert, bzw. wie ge- 
denkt sie darauf zu reagieren? 

85. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß zwei 

Maucher deutsche Jugendliche — Harald Schiffer, Laup- 

heim, und Christoph Buhl, Waldkirch, — Ende 
August 1971 wegen Rauschgifthandelverdacht 
beschuldigt werden und seit dieser Zeit sich 
in Verona/Italien in Untersuchungshaft be- 
finden? 

86. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 

Maucher eine schnelle Freilassung zu erreichen, da mit 

Sicherheit angenommen werden kann, daß der 
Beschuldigte Harald Schiffer unschuldig ist? 

87. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung ein neues, 

Dr. Wittmann den modernen Erfordernissen des konsula- 

(München) rischen Dienstes angepaßtes Konsulargesetz 

den gesetzgebenden Körperschaften vorzu- 
legen? 
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88. Abgeordneter Treffen Berichte zu, daß die Bundesregierung 

Engelsberger die Information aus der britischen Botschaft 

über eine Absprache der vier Botschafter im 
Rahmen des Berlin- Abkommens bezüglich der 
Präsenz von Bundestagsausschüssen in West- 
Berlin — jeweils nur ein Ausschuß — für 
„geheim" erklärt und damit wesentliche De- 
tails über das Vier-Mächte- Abkommen dem 
Parlament und der Öffentlichkeit vorenthal- 
ten hat, obwohl die amerikanische Botschaft 
erklärt habe, daß es weder „geheime" noch 
„vertrauliche" Vereinbarungen zum Vier- 
Mächte-Abkommen gebe, und wie ist nach 
Ansicht der Bundesregierung dieser Wider- 
spruch zu erklären und die Geheimhaltung 
gegenüber Parlament und deutscher Öffent- 
lichkeit zu rechtfertigen? 

89. Abgeordneter Wie ist die mir auf eine diesbezügliche 
Engelsberger Frage vom Parlamentarischen Staatssekretär 

Moersch am 2. April 1971 erteilte Antwort, 
daß die Abberufung des deutschen Botschafters 
beim Vatikan, Dr. Hans Berger, und seine 
Versetzung in den einstweiligen Ruhestand 
mit der Alterspyramide des Auswärtigen Am- 
tes Zusammenhänge, in Einklang zu bringen 
mit der kürzlichen Aussage des Botschafters 
in einem Zeitungsinterview, „daß gleichaltrige 
oder ältere Botschafter auf ihrem Posten ver- 
blieben sind", und muß aus einer weiteren 
Aussage Dr. Bergers, es gebe eine grundsätz- 
liche Stellungnahme des Auswärtigen Amtes, 
daß „in der Versetzung politischer Beamter in 
den einstweiligen Ruhestand die unausge- 
sprochene Erklärung liege, daß der Beamte 
abberufen werde, weil er für seinen bisherigen 
Posten nicht geeignet sei", nicht der Schluß 
gezogen werden, daß hier „zusätzliche, objek- 
tive Gesichtspunkte", also politische Gründe, 
eine Rolle gespielt haben? 

90. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Ober- 

Dr. Hupka Schlesien seit mehreren Wochen die für die 

Aussiedlung notwendigen Arbeitsbescheini- 
gungen nicht mehr erteilt werden, wodurch 
jede Möglichkeit, die Aussiedlung zu bean- 
tragen, den Aussiedlungswilligen genommen 
wird? 

91. Abgeordneter Falls dieser Sachverhalt der Bundesregierung 

Dr. Hupka bekannt ist, möchte ich fragen, ob die Bundes- 

regierung Möglichkeiten sieht, daß diese of- 
fenbar generelle Handhabe in Oberschlesien, 
die im Widerspruch zur „Information" zum 
Warschauer Vertrag steht, wieder aufgehoben 
wird? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 

1. Abgeordneter Wann ist mit der Einbringung des Entwurfs 

Dr. Schmitt- eines neuen Konsulargesetzes zu rechnen, 

Vockenhausen nachdem meine Fragen seit vielen Jahren mit 

dem Hinweis auf eine baldige Einbringung 
beantwortet werden? 

2. Abgeordneter Wann ist mit der von der Kommission für die 

Dr. Schmitt- Reform des Auswärtigen Dienstes vorge- 

Vockenhausen schlagenen Vereinfachung der Amtsbezeich- 

nungen im Auswärtigen Dienst zu rechnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

3. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 

Baeuchle daß zwecks Verhinderung steigender Jugend- 

kriminalität und Vermeidung einer wachsen- 
den Verwilderung und Verrohung unserer 
Jugend bei den Sendeanstalten ARD und ZDF 
darauf hingewirkt werden sollte, daß im Rah- 
men der Nachmittagssendungen und der Wer- 
besendungen des deutschen Fernsehens in den 
frühen Abendstunden vor 20 Uhr nicht im 
bisherigen Umfang amerikanische und andere 
ausländische Kriminal-, Western- und Gang- 
sterfilme mit Morden, harten Schußwechseln, 
Messerstechereien, Schlag- und Prügelszenen 
brutalster Art laufend gezeigt werden? 

4. Abgeo r dneter Ist die Bundesregierung bereit, bei dem 

Dr. Götter Zweiten Besoldungsneuregelungsvereinheitli- 

chungsgesetz Finanzrichter den Richtern an 
anderen oberen Landesgerichten gleichzustel- 
len, um den akuten Mangel an qualifizierten 
Nachwuchskräften in dieser Spezialgerichts- 
barkeit zu beheben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


5. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Zander die Aufstellung eines Fernseh- und Rundfunk- 

geräts in dem nicht bewirtschafteten Aufent- 
haltsraum eines firmeneigenen Wohnheims 
für ausländische Arbeitnehmer nach dem Ge- 
setz über die Urheberrechte nicht tantieme- 
pflichtig sein kann, da es sich nicht um die 
öffentliche Wiedergabe eines Werkes handelt, 
sondern der Kreis der betroffenen Personen 
bestimmt abgrenzbar ist und durch den ge- 
meinsamen Wohnaufenthalt in dem Wohn- 
heim sowie durch die Arbeitsverträge mit dem 
Veranstalter (Firma) persönlich untereinander 
verbunden sind? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


6. Abgeordneter 

Wuwer 


7. Abgeordneter 

Wende 


8. Abgeordneter 

Wende 


9. Abgeordneter 

Niegel 


10. Abgeordneter 

Amrehn 


Da die Vereinigten Flugtechnischen Werke 
laut Pressemeldungen der Bundesregierung 
angetragen haben, Verluste, die der Gesell- 
schaft in Zusammenhang mit dem Kurzstrek- 
ken-Jet VFW 614 entstehen könnten, nicht mit 
Gewinnen aus rentablen Produktionszweigen 
abdecken zu müssen, frage ich die Bundes- 
regierung, ob sie bereit ist, einem privatrecht- 
lichen Unternehmen in dieser Weise das all- 
gemeine Geschäftsrisiko abzunehmen, und ob 
sie gedenkt, diese Praxis auf weitere Gesell- 
schaften auszudehnen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Ver- 
sicherungsgesellschaften bei Kraftfahrzeug- 
versicherungen gegenüber ausländischen Ar- 
beitnehmern zunehmend diskriminierende 
Maßnahmen anwenden, wie z. B. generelle 
Annahmebeschränkungen für Haftpflicht- und 
Kaskoversicherungen, sowie Kündigungen im 
Schadensfall? 

Wird die Bundesregierung durch entsprechen- 
de Auflagen, z. B. bei der Genehmigung neuer 
Tarife im Kraftfahrzeugversicherungsbereich, 
sicherstellen, daß der Gleichheitsgrundsatz 
nach Artikel 3 des Grundgesetzes auch auf 
ausländische Arbeitnehmer Anwendung fin- 
det? 

Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung 
mit dem einzelbetrieblichen Förderungspro- 
gramm gemacht, und wie sieht die finanzielle 
Abwicklung für 1971 aus? 

Welche Änderungen der Sach- und Rechtslage 
sind jetzt eingetreten, die den Bundesminister 
für Wirtschaft und Finanzen veranlaßt haben, 
das seiner Aufsicht unterstehende „Verwal- 
tungsamt für ehemaligen Reichsgrundbesitz 
in Berlin" mit sofortiger Wirkung in „Vermö- 
gensamt der Sondervermögens- und Bauver- 
waltung Berlin" umzubenennen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


11. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


Kann die Bundesregierung bei Berücksichti- 
gung vor allem der drastisch gestiegenen Be- 
triebsmittelpreise durch exakte Zahlen nach- 
weisen, bei welchen landwirtschaftlichen Pro- 
dukten das Ziel „kostendeckender Preise" 
nähergerückt ist und bei welchen Produkten 
das Verhältnis Kosten — Preis sich seit Herbst 
1969 ungünstig entwickelt hat? 
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12. Abgeordneter 
Dr. Schulze- 
Vorberg 


Wie hat sich das Einkommen der Landwirt- 
schaft insgesamt unter Berücksichtigung des 
Aufwertungsausgleichs und der gestiegenen 
Kosten seit dem Herbst 1969 entwickelt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


13. Abgeordneter 

Hussing 


14. Abgeordneter 

Hussing 


15. Abgeordneter 

Zander 


16. Abgeordneter 

Weigl 


17. Abgeordneter 

Weigl 


18. Abgeordneter 

Wuwer 


Ist nach Meinung der Bundesregierung eine 
optimale ärztliche Versorgung der ausländi- 
schen Arbeitnehmer und ihrer Familien durch 
vornehmlich sprachunkundige deutsche Ärzte 
und nur in deutscher Sprache ausgezeichnete 
Medikamente sichergestellt? 

Könnte nach Auffassung der Bundesregierung 
nicht einer größeren Anzahl von lange Jahre 
in deutschen Krankenhäusern praktizierenden 
ausländischen Ärzten zur besseren Versor- 
gung ihrer Landsleute eine Zulassung als 
praktischer Arzt oder Facharzt gegeben wer- 
den? 

Trifft es zu, daß Personen, denen eine 80°/oige 
Minderung der Erwerbsfähigkeit, eine erheb- 
liche Gehbehinderung und die Notwendigkeit 
einer Begleitperson bescheinigt wurden, den- 
noch nach dem Gesetz über die unentgeltliche 
Beförderung von Kriegs- und Wehrdienst- 
beschädigten sowie anderen Behinderten im 
Nahverkehr der Freifahrtvermerk verweigert 
werden kann, falls vom Amtsarzt eine Körper- 
behinderung im Sinne des § 39 Abs. 1 Nr. 1 
des Bundessozialhilfegesetzes verneint wird? 

Trifft es zu, daß fachlich sehr umstrittene 
Lehrmappen über Sexualerziehung, z. B. die 
vom Deutschen Familienverband e. V. Bonn 
herausgegebene Lehrmappe Nr. 1 von Klaus 
Verdi, aus öffentlichen Mitteln gefördert wer- 
den? 

Wie kann unterbunden werden, daß englische 
Beratungsstellen für Schwangerschaftsunter- 
brechungen deutsche Ärzte unaufgefordert 
unter Anbietung eines Honorars um Vermitt- 
lung deutscher Patientinnen ersuchen? 

Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
im Interesse der Verbraucher gegen den zu- 
nehmenden Mißbrauch von Medikamenten bei 
Schlachtvieh und Geflügel einleiten? 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

19. Abgeordneter Trifft es zu, daß es mit dem Beginn der Elek- 
Dr. Häfele trifizierungsarbeiten an der Bundesbahnstrecke 

„ Schwarzwald-Bahn J1 Schwierigkeiten gibt? 
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20. Abgeordneter 

Dr. Häfele 


21: Abgeordneter 

Storm 


22. Abgeordneter 

Dr. Eyrich 


23. Abgeordneter 

Dr. Eyrich 


24. Abgeordneter 

Pfeifer 


25. Abgeordneter 

Engelsberger 


Wer ist für die Schwierigkeiten verantwort- 
lich, und wann ist mit dem Beginn der Elek- 
trifizierungsarbeiten zu rechnen? 

Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob 
Kraftfahrzeuge mit Treibgasantrieb entspre- 
chend dänischer Erfahrungen aus Gründen des 
Umweltschutzes für den Verkehr in der Bun- 
desrepublik Deutschland zugelassen werden 
können? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß infolge 
der Vereinbarung zwischen der Deutschen 
Bundesbahn und den Schweizer Bundesbahnen, 
wonach auf Schweizer Hoheitsgebiet nur Loko- 
motivführer des Bahnbetriebswerks Haltingen 
eingesetzt werden dürfen, die betroffenen Be- 
amten in ihrem Fortkommen benachteiligt 
werden? 

Ist die Bundesregierung bereit, bei der Deut- 
schen Bundesbahn darauf hinzuwirken, daß 
das analytische Dienstpostenbewertungsver- 
fahren für Lokomotivführer den besonderen 
Verhältnissen beim Bahnbetriebswerk Haltin- 
gen Rechnung trägt? 

Ist die Bundesregierung nach der Aufnahme 
der Tübinger Altstadtsanierung in das Sanie- 
rungs- und Entwicklungsprogramm des Landes 
Baden- Württemberg, das auch vom Bund ge- 
fördert wird, bereit, den Bau des Tübinger 
Schloßbergtunnels, dessen Verwirklichung eng 
mit der Verwirklichung des Sanierungspro- 
jekts zusammenhängt, entsprechend § 72 

Abs. 2 des Städtebauförderungsgesetzes mit 
dem genannten Sanierungsprogramm zu koor- 
dinieren und als Folge davon den 1. Fünf- 
jahresplan für den Ausbau der Bundesfern- 
straßen so zu verändern, daß die Mittel für 
den Bau des Schloßbergtunnels früher als dort 
vorgesehen bereitgestellt werden? 

Welche Haltung nimmt die Bundesregierung 
ein zu dem Antrag der Stadt München, über 
den Flughafen Riem ein Nachtflugverbot zu 
verhängen, und welche Auswirkungen für die 
Postbeförderung und Postzustellung insbeson- 
dere im südostbayerischen Raum wären nach 
Meinung der Bundesregierung bei Einstellung 
des Nachtflugnetzes zu erwarten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau Und Wohnungswesen 

26. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
Rollmann rung in Anbetracht der Tatsache zu ergreifen, 

daß Wohngeldstellen verheirateten Studenten 
unter Bezugnahme auf das Bundesausbildungs- 
förderungsgesetz seit dem 1. Oktober 1971 
das Wohngeld streichen und damit schlechter 
stellen als vor Inkrafttreten des Gesetzes? 
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27. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


28. Abgeordneter 

Dr. Beermann 

29, Abgeordneter 

Zebisch 


30. Abgeordneter 

Zebisch 


31. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


32. Abgeordneter 

Dr. Jahn 
(Braunschweig) 


33. Abgeordneter 

Dr. Probst 


34. Abgeordneter 

Dr. Probst 


35. Abgeordneter 
Meister 


36. Abgeordneter 

Lenzer 


37. Abgeordneter 

Lenzer 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Abschluß an Fachgymnasien — so z. B. der 
Kreisberufssdiule Mölln — noch nicht von 
allen Ländern anerkannt wird? 

In welcher Weise wird die Bundesregierung 
darauf dringen, daß dies in absehbarer Zeit 
geschieht? 

Wie viele Studenten haben zu Beginn des 
Wintersemesters 1971 keine studiengerechte 
Wohnung gefunden, und was wird die Bun- 
desregierung unternehmen, um mit den Län- 
dern auf einen Abbau der Wohnungsnot der 
Studenten hinzuwirken? 

Wieviel Mittel sind für 1972 für den Studen-, 
tenwohnheimbau bzw. Bau für Wohnungen 
für Studenten vorgesehen, und wieviel Ein- 
heiten können damit unter Berücksichtigung 
der Landesmittel voraussichtlich erstellt wer- 
den? 

Ist die Bundesregierung bereit, den Personal- 
etat der Deutschen Forschungs- und Versuchs- 
anstalt für Luft- und Raumfahrt (DFVLR), wie 
bei Bundesbehörden vom Sachetat getrennt, 
automatisch den Tarif änderungen anzupassen? 

Welche zusätzliche Kosten sind entstanden 
bzw. werden entstehen durch die Fusion der 
Bundesanstalten und die nunmehr vorgese- 
hene Umorganisation und Verlegung von In- 
stituten an Steigerung der Verwaltungskosten 
von 1968 bis 1971 und Baukosten durch die in 
Aussicht genommene Verlagerung? 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
rung in bezug auf die weitere Arbeit des 
Forschungsinstituts ESRIN (Italien), das als 
Institut der ESRO (Paris) im Bereich der 
Weltraumforschung tätig ist? 

Trifft es zu, daß ESRIN, das auf dem Gebiet 
der Weltraumforschung international höchste 
Anerkennung genießt, aufgelöst wird, und daß 
es unmöglich ist, die bisherige Form des In- 
stituts zu erhalten, und daß keine Alternativ- 
lösungen ernsthaft verfolgt werden? 

Welche Prosepktierung gedenkt die Bundes- 
regierung bei der Untersuchung und Förde- 
rung von Uranvorkommen vorzunehmen, und 
welchen Gebieten räumt sie in der Förderung 
Prioritäten ein? 

Was unternimmt die Bundesregierung zur 
Entwicklung und Förderung neuer Methoden 
der Urananreicherung, und welche Verfahren 
werden zur Zeit mit welchem Aufwand ge- 
fördert? 

Wodurch ist sichergestellt, daß neue Verfah- 
ren der Urananreicherung durch das Ministe- 
rium rechtzeitig gefördert werden? 

Bonn, den 5. November 1971 
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